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Umsetzung des Programms EFRE/JTF in der Förderperiode 2021-2027 
Erlass zur Anwendung des Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe b bis d) und 
Absatz 3 Buchstabe b) Verordnung (EU) 2021/1060 (Festlegung einer 
Vereinfachten Kostenoption mittels Haushaltsplanentwurf)  
 
1. Regelungsinhalt 

Artikel 53 Abs. 3 Buchstabe b) der Verordnung (EU) 2021/1060 folgend kön-

nen Vereinfachte Kostenoptionen gemäß Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe b bis 

d) und Absatz 3 Buchstabe b) der Verordnung (EU) 2021/1060 auf der 

Grundlage eines Haushaltsplanentwurfs festgelegt werden, sofern die Ge-
samtkosten des Vorhabens nicht mehr als 200.000,00 Euro betragen.  

Für die Förderung von Vorhaben im Programm EFRE/JTF gemäß den fol-

genden Richtlinien:  

• Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der 

Umsetzung von Vorhaben im Rahmen der Lokalen Entwicklungsstra-

tegien mit CLLD durch den Europäischen Fonds für regionale Ent-

wicklung in Sachsen-Anhalt in der Förderperiode 2021 bis 2027 

(Richtlinie Community-Led Local Development Europäischer Fonds 

für regionale Entwicklung – RL CLLD EFRE), MBl. LSA. 2024, 200, 

hier Nr. 5.5.3 

• Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der 

Energieeffizienz in öffentlichen Nichtwohngebäuden und öffentlichen 

Infrastrukturen, MBl. LSA. 2025, 272, hier Nr. 5.6.3 
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• Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der Energieeffizienz in 

Unternehmen, MBl. LSA. 2025, 38, hier Nr. 5.6.6, 

• Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Maßnahmen der 

Sektorenkopplung,  MBl. LSA. 2025, 21, hier Nr. 5.6.4,  

• Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Maßnahmen der 

Sektorenkopplung als De-minimis-Beihilfen, MBl. LSA. 2025, 48, hier Nr. 5.5.3, 

• Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Maßnahmen der 

Digitalen Daseinsvorsorge im ländlichen Raum aus dem Fonds für einen gerechten 

Übergang (Digitaledaseinsvorsorgeerlass), MBl. LSA. 2023, 439, hier Nr. 11.2 sowie 

• Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von FuE-Projekten 

(Einzel-, Gemeinschafts- und Verbundvorhaben), von Prozess- und Organisationsinno-

vationen sowie Maßnahmen des Wissens- und Technologietransfers (FuE Richtlinien), 

MBl. LSA. 2023, 454, hier Nr. 21.2 

stellt der Schwellenwert von 200.000,00 Euro zur Anwendung des Artikel 53 Absatz 1 Buch-

stabe b bis d) i. V. m. Absatz 3 Buchstabe b) der Verordnung (EU) 2021/1060 jeweils abwei-

chend vom Wortlaut der Verordnung auf die zuwendungs- bzw. beihilfefähigen Ausgaben ab. 

Insoweit lassen die Richtlinien theoretisch auch zu, dass bei Vorhaben mit einem Gesamtkos-

tenbetrag von über 200.000,00 Euro die Herleitung einer Vereinfachten Kostenoption mittels 

Haushaltsplan erfolgt.  

In der Umsetzung der o. g. Richtlinien ist durch die Zwischengeschaltete Stelle sicherzustellen, 

dass die Herleitung Vereinfachter Kostenoptionen über das Mittel des Haushaltsplanentwurfs 

nur für solche Vorhaben erfolgt, bei denen die Gesamtkosten eines Vorhabens nicht einen Be-

trag von 200.000,00 Euro übersteigen. Es ist zu beachten, dass der genannte Schwellenwert 

nicht lediglich anhand der zuwendungsfähigen bzw. beihilfefähigen Ausgaben berechnet wird. 

Der Wortlaut der o.g. Richtlinien in Bezug auf die Anwendung von Artikel 53 Absatz 3 Buch-

stabe b) der Verordnung (EU) 2021/1060 sollte durch die richtlinienverantwortlichen Ressorts 

mit der nächsten Richtlinienänderung entsprechend dem Wortlaut der Verordnung geändert 

werden. 

 

2. Rechtsgrundlagen 

Artikel 53 Abs. 3 Buchstabe b) der Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 24. Juni 2021 mit gemeinsamen Bestimmungen für den Europäischen 

Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den Kohäsionsfonds, 

den Fonds für einen gerechten Übergang und den Europäischen Meeres-, Fischerei- und 

Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschriften für diese Fonds und für den Asyl-, Migrations- 

und Integrationsfonds, den Fonds für die innere Sicherheit und das Instrument für finanzielle 
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Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik in der jeweils gültigen Fassung (Verordnung 

(EU) 2021/1060)  

 

3. Inkraftsetzung 

Der Erlass tritt mit seiner Veröffentlichung in Kraft und gilt ohne zeitliche Einschränkung in der 

Förderperiode 2021-2027. 

 

4. Sprachliche Gleichstellung 
Die Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Erlass gelten jeweils in männlicher und 

weiblicher Form. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag  

 

 

Loritta Möller 
(elektronisch gezeichnet) 
Leiterin der EU-Verwaltungsbehörde EFRE/ESF/JTF  
 


